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Die sicherheitspolitische Entwicklung für Westeuropa ist davon geprägt, daß sich
die entscheidenden Determinanten, die über lange Jahre das Denken und Han-
deln beeinflußt haben, gleichzeitig ändern: das Verhältnis zwischen den Super-
mächten, die transatlantischen Beziehungen und vor allem das Verhältnis West-
europas zur Sowjetunion und ihren Verbündeten im Warschauer Pakt. Die
Sowjetunion hat den Staaten in ihrem westlichen Vorfeld Raum für freiheitliche
Entwicklungen gegeben. Im Frühjahr 1989 leitete Ungarn Reformen ein, die
1990 zu freien Wahlen führten; im Mai 1989 begannen die Ungarn als erste, den
"Eisernen Vorhang" zu öffnen. Nach eingeschränkt freien Wahlen in Polen im
Juni 1989 brachten die Polen im August 1989 eine Koalitionsregierung zustande,
in der zum ersten Mal nach dem Kriege nicht mehr die Kommunisten dominier-
ten. Im Herbst 1989 flohen zehntausende Deutscher aus der DDR und suchten
über Ungarn, Polen und die CSSR den Weg in die Freiheit. Damit geriet das
SED-Regime in Ost-Berlin ins Wanken, und am 9. November 1989 öffneten sich
Mauer und Grenzen.

Es war für die bis dahin noch zögernden Tschechen, Bulgaren und Rumänen
klar, was dieses Signal bedeutete: Wenn die Sowjetunion angesichts der strategi-
schen Schlüsselposition der DDR dort nicht eingreifen wollte, würde sie dem
Reformprozeß auch in anderen Staaten des Ostens freien Lauf lassen.

Für diese Entwicklung waren die Weichen gestellt, als die Sowjetunion sich
entschlossen hatte, die Reformpolitik nicht auf ihr Inneres zu beschränken und
dabei zugleich hinlänglich sicher war, daß die Struktur der Supermachtbeziehun-
gen sich in Richtung zunehmend engerer Kooperation positiv gestalten würde.
Von beiden Seiten wurde ein dynamischer Abrüstungsprozeß als wichtiges
Element dieser Kooperationspolitik eingesetzt und dynamisiert. Dabei lassen sich
beide Weltmächte von dem Motiv leiten, daß einerseits eine Vielzahl ungelöster
innerer Probleme eine Verlagerung der Ressourcen notwendig macht, also weni-
ger Geld für Rüstung zur Verfügung steht, und andererseits die politischen und
ökonomischen Aufgaben der Zukunft andere Kooperationsstrukturen erfordern
als in der nun beendeten Nachkriegszeit.

Funktionswandel der Sicherheitspolitik in Westeuropa

Als Ergebnis dieser Entwicklung im Jahre 1989 hat sich das hergebrachte Bedro-
hungsverständnis für Westeuropa grundlegend geändert. Während der freie Teil
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Europas sich früher durch die Kombination von kommunistischem ideologischem
Absolutheitsanspruch, von sowjetischer expansionistischer Politik und militäri-
scher Überlegenheit des Warschauer Paktes bedroht fühlen mußte, ist die Lage
jetzt anders: die östliche militärische Überlegenheit steht in Wien zur Disposition;
die Politik der Sowjetunion hat sich geändert, und die Ideologie spielt kaum
noch eine Rolle - in den Staaten Osteuropas hat sie endgültig abgewirtschaftet.
Die größte Gefahr für Westeuropa besteht nun darin, daß dieser Reformkurs in
der Sowjetunion und bei ihren Verbündeten scheitert. Hieraus speist sich das
politische und strategische Motiv zu umfassender Kooperation. Alles, was West-
europa tut, um die Reformprozesse zu stützen, ist daher auch eine Investition
in europäische Sicherheit. Die westeuropäische Verteidigungsfähigkeit gewinnt
eine andere Funktion - wird zur Versicherungspolice gegen das Risiko des
Scheiterns. Entsprechendes gilt für die Atlantische Allianz.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die politische Arbeit der westeuropäischen
Gremien und Institutionen im Jahre 1989 grundlegend anders dar als es in den
kommenden Jahren der Fall sein wird1- Bisher werden diese Gremien vor allem
daran gemessen, was sie dazu beigetragen hatten, den Pfeiler westeuropäischer
Sicherheitsstruktur im Atlantischen Bündnis stark zu machen und zu verfestigen.
Künftig werden aber immer mehr europaübergreifende Strukturen in den Vor-
dergrund politischen Bemühens treten - vor allem der KSZE-Prozess. Daher
gewinnt ein Rückblick auf die Arbeit, die Institutionen wie die WEU und die
EUROGROUP 1989 geleistet oder auch nicht geleistet haben, mehr den Charak-
ter von Zäsur und Bestandsaufnahme als die Routinequalität der Fortschreibung.
Zugleich tritt der europäische Abrüstungsprozeß in den Vordergrund, weil sich
damit erstmals die Perspektive eröffnet, Westeuropa von dem Druck militärischer
Überlegenheit des Ostens zu befreien.

Konventionelle Abrüstung in Europa

Seit am 6. März 1989 in Wien die Verhandlungen über Konventionelle Streit-
kräfte in Europa (VKSE) eröffnet sind, zeigt sich eine wachsende Chance, das
Kernproblem militärischer Sicherheit auf dem europäischen Kontinent zu lösen.
Der für 1990 erwartete Vertragsabschluß soll zu einem stabilen und sicheren
Gleichgewicht der konventionellen Streitkräfte auf niedrigerem Niveau führen
und so die Fähigkeit des Warschauer Paktes zur überraschenden und raumgrei-
fenden Offensive gegen Westeuropa eliminieren.

Verhandlungsgegenstand sind bisher die zu Lande stationierten konventionel-
len Streitkräfte der 23 Teilnehmerstaaten, die in Europa entweder zur NATO
oder zum Warschauer Pakt gehören. Entscheidende Grundlage für den Weg zum
beiderseits anerkannten Ziel konventioneller Stabilität sind die Vertragsentwürfe
von Ost und West, die am 14. Dezember 1989 ausgetauscht wurden. Überein-
stimmung besteht2 auf beiden Seiten mit Blick auf den konzeptionellen Ansatz,
das heißt über das Verhandlungsziel, über die Reduzierungsmethode, über die
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Waffenkategorien, die Verhandlungsgegenstand sind, über die zu erreichenden
Obergrenzen für kampfentscheidendes Großgerät, über die Notwendigkeit gegen-
seitiger Information und schließlich über die Bedeutung der Verifikation. Bedeut-
sam für die künftige Sicherheit Westeuropas ist vor allem auch, daß Einigkeit
besteht über die quantitative Begrenzung des militärischen Großgeräts für Sta-
tionierungsstreitkräfte in ihren Gaststaaten und über die Regel, daß kein Staat
in Europa mehr als 30% des Gesamtbestandes an Großgerät besitzen darf. Unter
dem Aspekt westeuropäischer Sicherheit ist schließlich bedeutsam, daß das in
Wien vom Westen eingeführte Regionalkonzept Westeuropa in vier Regionen
aufteilt: die Zentralregion (BENELUX, Dänemark, Bundesrepublik Deutsch-
land), die Region Mitte (Großbritannien, Frankreich, Italien), die erweiterte Re-
gion Mitte (Spanien, Portugal) und die Flanken (Norwegen, Griechenland,
Türkei).

Für die Zukunft westeuropäischer Sicherheitspolitik ist neben der immer mehr
begründeten Hoffnung, das Kernziel der Verhandlungen im Jahre 1990 zu
erreichen, vor allem die Perspektive von Gewicht, die sich für die Folgeverhand-
lungen abzeichnet. Dabei ist zweierlei zu berücksichtigen:
- Der östliche Verhandlungsvorschlag zielt auf die eventuelle Auflösung der

"militärisch-politischen Allianzen" und dabei nicht nur auf NATO und War-
schauer Pakt, sondern auch auf die Westeuropäische Union (WEU), denn
im östlichen Vertragsentwurf werden ausdrücklich die Vertragsparteien als
"Signatare der Verträge von Brüssel (1948), Washington (1949) und Warschau
(1955)" bezeichnet3.

- Dieser östliche Ansatz könnte sich dann als weniger gefährlich erweisen, wenn
insgesamt eine Verlagerung des Abrüstungsprozesses vom Bündnis-zu-Bünd-
nis-Rahmen zum KSZE-Rahmen erfolgen würde. Denn eine Europäisierung
des Abrüstungsprozesses, der zudem auch die Neutralen erfaßt, erscheint
attraktiv und vernünftig; denn auf diese Weise ließe sich der Integrationspro-
zeß in der Europäischen Gemeinschaft am besten sicherheitspolitisch ergänzen,
ohne ausgrenzende Hindernisse verteidigungspolitischer Natur für die beitritts-
und assoziierungswilligen europäischen Staaten zu schaffen.

Westeuropäische Union (WEU)

Seit die Bundesrepublik Deutschland zusammen mit Frankreich 1984 darauf
gedrungen hat, die WEU zu reaktivieren, nimmt sie besonderen Anteil an ihrer
Arbeit, damit die WEU sich zu einem wichtigen Forum europäischer Abstim-
mung in Sicherheitsfragen entwickelt. Auf diese Weise ist unter den WEU-
Regierungen ein ständiger Dialog entstanden, der erlaubt, die Auffassungen zu
aktuellen und grundsätzlichen Problemen auszutauschen und von Fall zu Fall
auch zu harmonisieren. Im Bemühen, ein europäisches Bewußtsein für Verteidi-
gung zu schaffen, hat die WEU die "Sessions europöennes des Hautes Etudes de
D6fense" geschaffen. Nach der ersten Veranstaltung im November 1988 in Paris
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hat es 1989 eine Folgeveranstaltung gegeben, und eine weitere ist für 1990
vorgesehen. Außerdem hat die britische Präsidentschaft am 6. und 7. März 1989
in London ein Seminar zum Thema "Europäische Verteidigung im öffentlichen
Bewußtsein und seine Veränderung" abgehalten.

In die britische Präsidentschaft fiel auch die Frühjahrssitzung 1989 des WEU-
Ministerrates, auf der die Nachfolge des WEU-Generalsekretärs entschieden
wurde: der frühere niederländische Verteidigungsminister van Ekelen wird den
bisherigen Generalsekretär Alfred Cahen ersetzen. Van Ekelen äußerte sich auf
der 35. WEU-Versammlung in Paris (5. bis 8. Juli 1989) erstmals programma-
tisch in vier Punkten zur Zukunft seiner Arbeit für die WEU: (1) Enger Kon-
takt zur Versammlung und deren laufende Unterrichtung; (2) Verbesserung der
Öffentlichkeitsarbeit; (3) Eventuelle Schaffung eines Europäischen Instituts für
Sicherheits- und Verteidigungsfragen - eine Initiative, die im Sommer 1990
verwirklicht sein wird; denn dann nimmt dieses Institut unter der Führung des
Briten John Roper wohl seine Tätigkeit auf; (4) Einschätzung und Bewertung
der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik nach 1992 durch die
WEU. Inzwischen ist klar, daß damit nicht bis 1992 gewartet werden kann.
Deshalb stand auch die Herbsttagung des WEU-Ministerrates im November 1989
ganz im Zeichen der Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa und des Fortgangs
beim europäischen Abrüstungsprozeß. Für die Zukunft muß sich die WEU nun
vorrangig darauf konzentrieren, ob und wie sich ihre Funktion und ihr Verständ-
nis mit Blick auf die westeuropäische Öffnung nach Osten ändern sollen und
müssen.

EUROGROUP

Der Umbruch in der politischen Orientierung der Gremien und Institutionen, die
sich mit Westeuropas Sicherheit befassen, ist im Jahre 1989 besonders bei der
EUROGROUP deutlich geworden. Das Treffen der Verteidigungsminister der
Mitgliedstaaten (Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland, Griechenland,
Großbritannien, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Portugal, Spanien,
Türkei) am 7. Juni 1989 stand noch ganz im Zeichen der von den USA aufge-
worfenen Frage künftiger fairer transatlantischer Lastenteilung und des vierzig-
jährigen Bündnisjubiläums. Aus Anlaß des vierzigsten Jahrestages transatlanti-
scher Partnerschaft bekräftigte die EUROGROUP4 die Gegenseitigkeit der
Sicherheitsinteressen von Nordamerika und Westeuropa, die Notwendigkeit star-
ker US-Präsenz in Europa, die Alternativlosigkeit der NATO-Strategie, die Not-
wendigkeit angemessener konventioneller und nuklearer Streitkräfte auf dem ge-
botenen Stand. Einen besonderen Akzent setzten die Verteidigungsminister in
der Frage der Lastenteilung, indem sie die Bereitschaft unterstrichen, eine um-
fassende und konstruktive Rolle bei der Aufgabe zu übernehmen, Aufgaben,
Risiken und Verantwortlichkeiten fair und redlich zu teilen. Der Vorsitz der
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EUROGROUP wechselte am 1. Juli 1989 vom türkischen zum spanischen Ver-
teidigungsminister.

Schon bei der Washington-Konferenz der EUROGROUP am 12. Oktober
1989, die eigentlich gedacht war, um den europäischen Verteidigungsbeitrag
gegenüber amerikanischen Kritikern ins rechte Licht zu rücken, wurde deutlich:
Das Thema Lastenteilung hatte nicht mehr die erwartete politische Priorität. Der
Umbruch in Osteuropa dominierte die Konferenz, wenn auch noch eher aus der
Perspektive skeptischer Unsicherheit. Die Grundaussagen der Konferenz laute-
ten:
- Die NATO ist mit den größten Veränderungen seit ihrer Gründung konfron-

tiert, aber auch in der Lage, die Situation zu meistern.
- Es gibt keine Alternative zur gegenwärtigen Sicherheitsstruktur.
- Die erfolgreiche bisherige Sicherheitspolitik kann gefährdet werden, wenn

sowjetische Absichtserklärungen als Taten bewertet werden und wenn die
öffentliche Meinung in den europäischen Demokratien die Verteidigung
erodieren läßt.

Die Frage der deutschen Einheit wurde nur angesprochen, stand aber nicht im
Zentrum der Diskussionen zwischen Europäern und Amerikanern.

Völlig anders lautet das Abschluß-Kommunique"5 der EUROGROUP-Minister-
tagung vom 27. November 1989. Die Minister akzentuieren die Bedeutung der
vom Volk getragenen Reformwelle in Osteuropa und lassen die historische
Bedeutung dieser Entwicklung erkennen. Die politische Erklärung der EURO-
GROUP ist daher auch ganz auf die sich nun öffnenden Chancen gerichtet, in
Europa einen auf Freiheit, Selbstbestimmung und Demokratie beruhenden Frie-
den zu erreichen. In diesen Kontext wird die entscheidende Bedeutung des euro-
päischen Abrüstungsprozesses gestellt. Gegen die Risiken des Scheiterns östlicher
Reformpolitik sieht die EUROGROUP Westeuropas Sicherheit am besten durch
eine flexible Haltung des Westens in Verbindung mit intakter Verteidigung gefeit.

Insgesamt spiegelt sich in der Meinungsbildung der EUROGROUP auf poli-
tischer Ebene deutlich wider, daß die skeptische und noch sehr bedrohungsorien-
tierte Einschätzung der Entwicklungen im Osten Schritt für Schritt ersetzt wird
durch eine neue politische Lagebeurteilung, in der die politischen Chancen für
Freiheit und Demokratie in den Vordergrund rücken.

Deutsch-französische Zusammenarbeit

Die sicherheitspolitische und militärische Kooperation zwischen Frankreich und
der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Schaffung des Rates für Verteidi-
gung und Sicherheit (DFRVS) am 25. Jahrestag des Elys6e-Vertrages eine neue
Qualität gewonnen. Damit wurden nicht nur die alten Vertragsziele neu bekräf-
tigt, sondern Mechanismen geschaffen, um die Positionen der beiden Partnerstaa-
ten in den Fragen der Sicherheit soweit wie möglich zusammenzuführen. 1989
hat das ständige Sekretariat des DFRVS seine Arbeit in Paris aufgenommen, so
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daß von dort wichtige Impulse für eine intensivierte Zusammenarbeit ausgehen
können.

Ab 1. Oktober 1989 wird die deutsch-französische Brigade zusammengeführt;
die dazu notwendigen Vorarbeiten hatte der im Oktober 1988 eingerichtete
Vorbereitungsstab erledigt. Die Aufstellung der Brigade soll bis zum 1. Oktober
1990 abgeschlossen sein. Dem Vernehmen nach verlaufen die entsprechenden
Maßnahmen planmäßig; allerdings müssen die aus Frankreich in die Bundesrepu-
blik Deutschland zu verlegenden Truppenteile noch benannt werden. Als Modell-
und Lehrtruppe wird die Brigade der Entwicklung von Verfahren des operativen,
taktischen und logistischen Zusammenwirkens dienen, in der bestehende Unter-
schiede zwischen französischen und deutschen Streitkräften Schritt für Schritt
abgebaut oder zumindest harmonisiert werden sollen. Im Zusammenhang mit der
Aufstellung der Brigade haben beide Seiten betont, daß der Interoperabilität mit
allen Partnern, die an der Verteidigung der Zentralregion beteiligt sind, beson-
dere Aufmerksamkeit geschenkt wird und schon deshalb die deutsch-französische
Brigade nicht losgelöst von der Allianzstruktur gesehen werden darf. Durch die
deutsch-französischen Kooperationsaktivitäten soll vor allem die Verteidigungsfä-
higkeit der Allianz in Europa verbessert und damit der Europäische Pfeiler ge-
stärkt werden.

Europäische Rüstungszusammenarbeit

Vor dem Hintergrund europäischer Integrationsdynamik, die sich mit dem Ziel
des Binnenmarktes entfaltet hat, ist auch die europäische Rüstungskooperation
in eine neue Phase getreten. Obwohl nach Artikel 223 der Römischen Verträge
jede Nation unabhängig ist und bleibt, wenn es um die Ausrüstung ihrer Streit-
kräfte geht, hat doch das schnell zusammenwachsende Wirtschaftsgefüge in der
Gemeinschaft und die Erkenntnis, in dieser Situation keine Forschungs- und
Entwicklungsaktivitäten nebeneinander her betreiben zu sollen, zu einer Zusam-
menfassung der Ressourcen geführt - dies vor allem auch unter dem Zwang
nachlassender Bereitschaft zu hohen Verteidigungsausgaben. Am 9. November
1988 haben daher die europäischen Verteidigungsminister in Luxemburg einen
Aktionsplan beschlossen, der zu einem offenen europäischen Rüstungsmarkt
führen soll6. Diese Aktivitäten liegen in der Hand der - neben der EG operie-
renden - Unabhängigen Europäischen Programmgruppe (Independent European
Program Group - IEPG), die am 28 Juni 1989 in Estoril/Spanien erneut auf
Ministerebene zusammentrat, um eine Zwischenbilanz des bis dahin mit dem
Aktionsplan Erreichten zu ziehen und dort politische Impulse zu geben, wo die
Entwicklung zu schleppend schien.

Auf der Konferenz in Estoril initiierte Frankreich ein europäisches For-
schungs- und Technologieprogramm im Rahmen der IEPG. Dieses Programm
sollte nach Substanz und Namen ein Signal setzen, sollte sich auf definierte
Schwerpunktaufgaben konzentrieren- beispielsweise militärische Mikroelektronik,
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Opto-Elektronik, Radartechnologie oder auch künstliche Intelligenz und Werk-
stoffe. Um dem Programm möglichst schnell zu sichtbaren Erfolgen zu verhelfen,
beschlossen die Minister für EUCLiD (EUropean Cooperation for the Long
Term in Defense) ein eigenes Budget und Standardverfahren für die technische
und administrative Abwicklung. Die Minister beschlossen, die Vorarbeiten in
diesem Sinne so voranzutreiben, daß EUCLiD mit der IEPG-Ministerkonferenz
im Februar 1990 tatsächlich beginnen konnte - dies indem sich die Minister für
bestimmte Projekte aus den Schwerpunktbereichen entschieden. Im Expertenjar-
gon der IEPG wird in diesem Zusammenhang von RTPs (Research Technology
Projects) gesprochen.

Trotz der Aktivitäten der Verteidigungsminister in Richtung offener Rüstungs-
markt und EUCLiD zeigt sich, daß die regierungsseitige Steuerung von Rü-
stungsvorhaben nicht so flexibel und womöglich auch nicht so effizient ist wie
das Management der Industrie. Vor allem unter den Bedingungen des grenzenlo-
sen Binnenmarktes wird die Industrie schon mittelfristig in der Lage sein, kosten-
effektiv arbeitende, grenzüberschreitende Konsortien zu bilden und damit die
Voraussetzungen zu schaffen, um zu ebenso stabilen wie modernen Koopera-
tionsstrukturen für gemeinsame Rüstungsprojekte zu kommen. Dieser markt-
orientierten Philosophie unter dem Gesetz des freien Wettbewerbs würden
natürlich Hindernisse in den Weg gelegt, wenn staatlich garantierte Kompensa-
tionsmechanismen eingeführt würden, mit denen sichergestellt wird, daß kleinere
oder schwächere Teilnehmer aus dem europäischen Rüstungsmarkt genauso viel
Gewinn ziehen, wie die großen und leistungsfähigen Staaten. Der vor allem
immer wieder von Großbritannien favorisierte "juste retour", der Wirtschaftsaus-
gleich für Rüstungskäufe in anderen Ländern, würde sich prohibitiv für den
offenen Rüstungsmarkt auswirken. Die Devise heißt daher auch für die Zukunft:
strikte Gegenseitigkeit der Marktöffnung. Eine gute Voraussetzung für diese von
der Mehrheit der IEPG-Mitglieder verfolgte Entwicklung mag damit gegeben
werden, daß Belgien 1991 den IEPG-Vorsitz übernimmt und sich damit die
IEPG-Aktivitäten in Brüssel konzentrieren werden - dies unter Ausschöpfung
des Vorteils, daß die IEPG-Arbeit systematisch auf die Auswirkungen des Bin-
nenmarktes abgestimmt wird, denn dafür sind schon entsprechende organisa-
torische und verfahrensmäßige Vorbereitungen im Gange.

Insgesamt zeichnet sich für ein Binnenmarkt-Europa mit einem offenen
Rüstungsmarkt eine durchaus positive Perspektive ab: EG-Europa, das 40% des
Welthandels bestreitet, ist nach seinen heutigen Merkmalen, erst recht aber nach
1992 in der Lage, als Partner oder Konkurrent auf dem Markt der Zukunftstech-
nologien eine dominierende Rolle zu übernehmen. Ein europäischer Rüstungs-
markt7 mit konzentrierten Kapazitäten wird nicht nur intern das Problem man-
gelnder Auslastung in Zeiten der Abrüstung meistern, sondern auch extern auf
Erfolgskurs liegen; denn Europa wird auf wachsende Schwächen der amerikani-
schen Wettbewerbsfähigkeit für den heimischen Markt und andere Teile der Welt
treffen. Es ist klar, daß Europa seine Chancen nur nutzen kann, wenn es die
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schon vom Europäischen Parlament geforderten8 einheitlichen Exportregeln für
Rüstungsgüter beschließt.

Anmerkungen

1 Vgl. auch Regelsberger, Elfriede: Die Euro-
päische Politische Zusammenarbeit, in die-
sem Band.

2 Vgl. dazu Presse-Unterrichtung des BMVg
"Verhandlungen über konventionelle Streit-
kräfte in Europa" v. 28. 7. 1989.

3 Vgl. dazu Rühl, Lothar: In den Vertragsent-
würfen müssen Lücken gefüllt werden, in:
Die Welt v. 4. 1. 1990.

4 Vgl. dazu Kommunique der EUROGROUP-
Ministertagung v. 7. 6. 1989 - veröffentlicht
im Bulletin der Bundesregierung Nr. 62 S.
555/556 v. 17. 6. 1989.

5 Vgl. Kommunique der EUROGROUP-Mini-
stertagung v. 27. 11. 1989 - veröffentlicht im
Bulletin der Bundesregierung Nr. 135 S.

1152/1153 v. 30.11. 1989.
6 Dieser Bereich ist im EG-Binnenmarktpro-

gramm nicht einbezogen.
7 Vgl. dazu Weisser, Ulrich: Europäischer

Binnenmarkt - Sicherheit«- und riistungspoli-
tische Konsequenzen, in: TREND März '89,
S. 53-55; sowie ders.: Abrüstung - Konse-
quenzen für die Rüstungswirtschaft, in:
TREND Dezember '89, S. 27-32.

8 Vgl. dazu Handelsblatt: "Forderung nach EG
für die Ausfuhr von Waffen", v. 1.2. 1989,
sowie Handelsblatt v. 15. 3. 1989 zur selben
Thematik: "Auch für Rüstungsgüter soll in
Europa ein gemeinsamer Markt geschaffen
werden".
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